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BLSwill 200
Stellen abbauen

Sparmassnahmen Das Bahn-
unternehmen BLS gleist ein ein-
schneidendes Sanierungspro-
gramm auf. Bis 2023 sollen jähr-
lich 50bis 60MillionenFranken
eingespart werden. Als Folge
davon rechnetdasUnternehmen
mit dem Abbau von bis zu
200 Vollzeitstellen. Die Kosten-
senkung seinötig, umauchkünf-
tigmarktfähigeLeistungenzuer-
bringen, teiltedasBahnunterneh-
men gesternmit. Wie der Abbau
konkret erfolgen soll – ob durch
Fluktuation, Nichtbesetzung der
StellenoderdurchKündigungen –
werde sichbei derDetailplanung
zeigen. Die BLS steht nach eige-
nen Angaben bereits im Dialog
mit den Gewerkschaften, um
einen Sozialplan auszuarbeiten.
DerBahndürftenharteVerhand-
lungen bevorstehen. Denn die
Gewerkschaft des Verkehrsper-
sonals SEVmachteamMittwoch
deutlich, dass sie keine Kündi-
gungen infolge des Sparpro-
gramms akzeptierenwill. (sda)

DasPost-Hickhackder Städte
Service public UmdenAbbau von Postfilialen in den Zentren zu bremsen, hat der
Städteverband einenKompromissmitgeschmiedet. Nun lässt er diesen fallen.

Man hört es landauf und landab:
Für eine funktionierende Ge-
meinde sei derPostschalter gera-
dezu lebenswichtig, warnen Lo-
kalpolitiker. Doch der Poststel-
lenabbaubeschäftigt nichtnur in
denDörfern, sondernauchStadt-
politiker. Um politischen Forde-
rungennachzukommen,will der
Bundesrat die Postverordnung
revidieren und eine bessere
Erreichbarkeit garantieren. In
urbanen, dicht besiedelten Ge-
bieten soll pro 15000Einwohner
oder Beschäftigte ein Zugang zu
einer Poststelle oder einerAgen-
tur bestehen.

Dem Schweizerischen Städ-
teverband genügt das jedoch
nicht mehr. Er fordert: In städti-
schenGebietenmussdasDichte-
kriterium auf 10 000 Personen
festgeschrieben werden. Nötig
sei dies vor dem «Hintergrund

einer ausreichendenVersorgung
mit Postdienstleistungen von
mittleren Städten undAgglome-
rationsgemeinden sowie von
Quartieren», schreiben die Ver-
antwortlichenandenBundesrat.

Breitabgestützter
Vorschlag

Der Städteverband vollzieht da-
mit eine bemerkenswerteKehrt-
wende.DenndieneuenKriterien
der Posterreichbarkeit stammen
ausdemKreis einerArbeitsgrup-
pe, die Bundesrätin Doris Leut-
hardeingesetzthat.Beteiligt sind
neben Städtevertretern und der
Postunter anderemauchdieVer-
bände der Berggebiete, des Ge-
werbes und derGemeinden.Die
Gruppe hat sich darauf verstän-
digt, die Ausdünnung des Post-
netzes indenStädten zuverlang-
samen. Die 15000-Einwohner-

Vorgabe ist eine Konzession an
denStädteverband,der sichunter
der Führung des Solothurner
Stadtpräsidenten und FDP-Na-
tionalrats Kurt Fluri betont post-
kritisch positioniert. Die Ver-
nehmlassungzurPostverordnung
ist unterdessen abgeschlossen.
Nebst der speziellen Regel für
städtische Gebiete soll die Er-
reichbarkeit fortan kantonal und
nicht mehr national gemessen
werden. Konkret sollen 90 Pro-
zent der Bevölkerung innert 20
MinutenzuFussodermitdemöf-
fentlichen Verkehr einen Zu-
gangspunkt erreichen; darunter
fallen neben den klassischen
PoststellenebenauchAgenturen,
die nicht verpflichtet sind, Zah-
lungsdienste anzubieten.

Warum distanziert sich der
Städteverband von einem Krite-
rium, das er massgeblich mitge-

prägthat?Weil diesesnicht sogut
ankommt, wie die Verbandsspit-
ze angenommen hat. In der ver-
bandsinternen Vernehmlassung
seien zahlreiche Städte und Ge-
meinden der Ansicht gewesen,
dass die Vorgabe zu hoch ange-
setzt sei, heisst es beimVerband.
Kritik kam etwa aus Luzern, wo
der Stadtrat einen radikalen Ab-
bau befürchtet. Würde der Vor-
schlagdesBundesratsumgesetzt,
stündenderStadthochgerechnet
noch sechs bediente Zugangs-
punkte zu. Das entspräche der
Hälfte des heutigen Angebots.
Dennaktuell gibt es aufLuzerner
Stadtgebiet sowohl sechs Post-
stellen als auch sechs Postagen-
turen.

Eine Poststelle pro 10000
statt pro 15000Menschen – die
Forderungbedeutet ausSichtder
Post eine Verschärfung der Vor-

gaben, unddas ist kaum in ihrem
Sinne. Auf Anfrage will der Kon-
zern explizit festgehaltenhaben,
dass der Städteverband in der
ArbeitsgruppedesBundesvertre-
ten gewesen sei.

Postmüsste
neueAgenturenschaffen

Bereits die 15000-Einwohner-
Vorgabedürftedazu führen,dass
diePost inmanchenZentrenwei-
tere Zugangspunkte schaffen
muss.«FürdiePost istdieEinfüh-
rung eines neuen Kriteriums für
den urbanen Raum methodisch
aufwendigeralsdieheutigeRege-
lung», sagt ein Sprecher. Welche
Folge es hätte, wenn das Krite-
rium auf 10000 Personen her-
untergesetztwürde, hat derKon-
zern noch nicht berechnet.

Sven Altermatt

Das 156. Rütlischiessen, das neueWaffenrecht und die EU

WenndieFahneplötzlichnachrechts flattert
Morgennebel zieht andiesem
MittwochSchleppenüber
denPlatz, als ein paar Gestal-
ten die Hecktüre ihrer SUV
öffnen und längliches Gepäck
herausheben, etwas, das aus-
sieht wie Instrumentenkoffer in
Gangsterfilmen. Touristen,
unwissend, weshalb sich hier
Hunderte von Bewaffneten
versammeln, würde angst und
bang; so sah «pure Swiss Fol-
klore» doch gar nicht aus im
Ausflugsprospekt. Ist aber
genau das. «Kein Sport», sagen
dieMänner, «Rütlischiessen –
das ist Tradition.»

Heueraberbeibaldverschärf-
temWaffenrechtwegender
EU:Gibt’s da eventuell speziel-
len Pulverdampf?Da pilgern sie
doch alle hin, the lastMen
Standing sozusagen (es hat
freilichmittlerweile auch Frau-
en drunter): ins Lebendréduit
gegenBrüssels Bürokratie.Nutzt
einerwomöglich denKraftort
und sammelt Unterschriften
fürs Referendumgegen das
Waffenrecht?Obschon es
Auflage derGemeinnützigen
Gesellschaft ist (Trägerschaft
des Rütli), dass auf dieserWiese
keine Politik betriebenwird.Wir
meldeten uns dieses Jahr jeden-
fallsmal an. «Zeitig früh»,wie
das hier heisst, nahmenwir
Platz im Säli des «Weissen
Rössli» vonBrunnen.Der Zufall
setzte uns neben einenVetera-
nen der Stadtberner Sektion:
«Heuer bin ich das vierzigste
Mal dabei», sagte er. EinHard-
core-Schütze –wirmachten uns
auf alles gefasst. Stimmte schon
beimErstbesten dieGleichung:
«Rütlischütze =Wuteidge-
noss?»Wir tunkten dasGipfeli
in denKafi und fragten: «Ist für
Sie heute die EUnur noch
300 Meterweit weg?Wie die
Zielscheibe?» «Falsch», sagte
der Veteran, «es sind 260 Me-
ter» – und grinste. Dann streckte
er dieHand aus: «GueteMorge,
ich bi deUeli. Erstens:Hier
duzenwir uns – Schützenkame-
raden. Zweitens stehtman am
Rütli nicht zumSchiessen,man
kniet. Drittens ist die EUhier

nicht das Problem…»Sondern?
«Der Bleifang.»Wie inMorgar-
ten;man ballere gegen Fels. Spä-
ter korrigiert derChef der
SektionUri: «Kein Problem.Wir
haben vomAmt fürUmwelt-
schutz die Erlaubnis.Wir dürfen
schiessen.»

«Das ist nichtdasProblem»,
sagtwährendeinerFeuerpau-
se einweitererVeteran. Er
klopft sich an die Brust: «Ich
kann nichtmehrmittun, ich
trage einenHerzschritt-
macher.»Ökologie ist kein
Problem, die Politik auch nicht.
Alsowas ist das Problem? «Der
Wind», sagt er undmustert
kritisch die Schweizer Fahne an
der Schiffstation: «Siehst du,
flattert nach rechts – heisst: Bise.
Angesagt aber war Föhn. Das
Gewehr darauf einzustellen, ist
eine Kunst.Wir schiessen den
Hang rauf. Auf 254 bis 263 Me-
ter Distanz, je nachdem,wo
dein Platz ist. Zunächst drei
Schuss in einerMinute, dann
zweimal sechs in zweiMinuten.
Kein Probeschuss. Dawird beim
Karabiner auch die Zeit zum
Problem.Und das Zählen der
getätigten Schüsse. Bei dem
Geknatter und demEchowirst
du konfus.»Weiss der Veteran,
weshalb die Berner Sektion als
einzige ein Zelt aufschlagen
darf? Die anderen hat der
Rütli-Wirt aufgebaut. Oder die
Armee, ein Versorgungsdeta-
chement, das imRahmen eines
WKdie Schützen versorgt. Der
Veteran schüttelt denKopf.
Selbst der Urner Sektionspräsi-
dent weiss es nicht. Er empfiehlt
aber unbedingt einen Besuch im
Berner Zelt. Es sieht auswie das
eines Söldnerführers während
der Berner Kriege. Drinnen
erzählt der ChefWitze von der
Sorte Busschauffeur auf Kafi-
fahrt, demparamilitärischen
Ambiente politisch unangepasst
angepasst. Alle lachen dieses
schollerndeKameradenlachen,
dasmeist erstirbt, wenn der
Kamerad denRücken dreht. Es
ist ein Signal der Zugehörigkeit,
kein Signal fürHumor. Dann
aber hörenwir jemanden immer

weiter lachen, unverwüstlich;
das konnte nur Toni Brunner
sein, der SVP-Nationalrat.
LeichterWeissweindunst um-
hüllt seinVergnügen. Jetzt ein
Schützenkameradwiewir (wie
Regierungsräte, Polizeikom-
mandanten, hoheTiere vom
Militär, denenwir nur betreten
«Hoi» sagen konnten, als
ehemaliger Pinggel-Füsilier).
EinemKameraden darfman
auch einen Spalt breit die Jacke
öffnen: «Jetzt zeig schon, Toni:
Wohast du die Referendumslis-
ten fürs Sammeln vonUnter-
schriften versteckt?» – «Längst
unterschrieben», jubelt er, «im
Haus der Freiheit. Und ich kann
sagen:Da unterschreibt jeder.»

«Ist dasRütlischiessennicht
dochpolitisch?Die Linken
hatten uns doch gelehrt, alles
sei ‹irgendwie politisch›». –
«Natürlich ist es das», antwor-
tet Toni, «aber abwann ist
etwas politisch? Vor 156 Jahren,
als dieser Anlass ins Leben
gerufenwordenwar, fand das
niemand politisch. Heute ist das
anders. Hiermanifestiert sich
die Substanz der Eidgenossen-
schaft; da drückt sich dieWehr-
bereitschaft aus über alle Leute,
die hier sind.» An der Schiffsta-
tion amSee schnarcht ein
erschöpfter Schütze auf der
Bank; die Schuhe hat er ordent-
lich unter die Bank gestellt.
«Früher wurdemehr gesoffen»,
sagt ein Kamerad an unserer
Seite, «aber das ist nicht das
Problem…» Sondern? «Früher
dauerte esmanchmal zwanzig
Jahre, bis eine Schützensektion
wieder eingeladenwurde; so
riesig war das Interesse. Heute
siehtman nach zwei Jahren
manchmal die gleiche Sektion
wieder teilnehmen.» Solange
sich die Reihen jedesMal
wieder schliessen, ist das doch
kein Problem? «Geschossen
wird nurmit Armeewaffen:
Karabiner, Stgw 57, Stgw 90…
darin haben die Leute – kniend –
immerweniger Übung. Das ist
das Problem.»
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